| Geſetz⸗Sammlung 
für die en 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 2. — 


(Nr. 5304.) Statut des Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtrut von Muͤhlhauſen - 
bis Merrleben, Vom 10. Dezember 1860, TR 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


| Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, | 


verordnen, auf Grund der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Februar 

1843. 91850 vom Jahre 1843. S. 51.) und des Geſetzes vom 
11. Mai 1853. Artikel 2. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1853, S. 182.), 
nach Anhoͤrung der Betheiligten, was folgt: i 5 f f 


gt 


Die Eigenthuͤmer der in der Niederung der Unſtrut auf der Strecke von Zwec und Um⸗ 
der Wagenſtedter Bruͤcke in Muͤhlhauſen bis Merrleben belegenen Grundſtuͤcke 1 Ders 
werden zum Zwecke der befferen Ent- und Bewaͤſſerung und der Abwendung 
unzeitiger Ueberſchwemmungen zu einer Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten 3 


unter dem Namen: 

„Verband zur Regulirung der oberen Unſtrut“ 

vereinigt. ae, 
Alle Grundbeſitzer, deren Grundſtücke von der vorgedachten Regulirung 

einen Vortheil zu erwarten haben, gehoͤren dieſem Verbande an. 

N Derſelbe hat feinen Sitz in der Stadt Langenſalza und feinen Gerichts⸗ 

ſtand bei dem Kreisgerichte daſelbſt. i 


g. 2. 


Diem Verbande liegt ob, den von dem Regierungs- und Baurath Wurff⸗ 
bain entworfenen Regulirungsplan und Haupt⸗Koſtenanſchlag vom 3. Auguſt 
1858. exkl. des Anhanges zur Ausfuͤhrung zu bringen. 8 

Jahrgang 1861. (Ar. 5304.) 2 Der 


Ausgegeben zu Berlin den 41. Januar 1861. 


der Betheiligten vorbehalten. 
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Der Plan erſtreckt ſich nur bis circa 200 Ruthen oberhalb der Boll. 


fiedter Mühle. Die Betheiligten haben ‚nachträglich die Ausdehnung weiter 
oberhalb bis zur Wagenſtedter Bruͤcke bei Muͤhlhauſen beſchloſſen, und bleibt 
die Feſtſtellung des Regulirungsplanes fuͤr letztere Strecke dem Miniſter fuͤr 
die landwirthſchaftlichen Fa e nach Anhoͤrung des Vorſtandes und 

Die Ausfuͤhrung der Regulirung auf Bollſtedter 
und Muͤhlhauſener Flur ſoll, wenn die Betheiligten dieſes wuͤnſchen, erſt ſtatt⸗ 


. ee 


finden, wenn die Spezialſeparationen dieſer Feldmarken eintreten. Die Regu⸗ 


lirung auf der Flur Höngeda erfolgt erſt zugleich mit der Regulirung auf der 


Bollſtedter Flur. N 
Der Verband hat insbeſondere auch unterhalb Merxleben bis zum Dorfe 


Naͤgelſtedt die im Regulirungsplane veranſchlagten Arbeiten zur Verbeſſerung 


der Vorfluth vorzunehmen, und finden hierauf die Beſtimmungen der FH. 4. 
und 5. des Statuts Anwendung; die Grundbeſitzer in der Niederung unterhalb 


Expropria⸗ 
tions Recht. 


Merxleben bleiben jedoch von dem Verbande und von einem Beitrage zu den 
Koſten des Regulirungswerkes ausgeſchloſſen. 5 f 

Wegen des nicht veranſchlagten Neubaues der Brucke auf der Chauſſee 
Langenſalza nach Merxleben ſoll der Vorſtand des Verbandes ermächtigt und 


verpflichtet fein, mit der Koͤniglichen een Bag hee in Unterhandlung 


zu treten, um deren Mitwirkung bei dieſem Bau herbeizuführen. 


Erhebliche Abaͤnderungen des Regulirungsplanes, welche im Laufe der 4 


Ausführung nothwendig erſcheinen, duͤrfen nur mit Genehmigung des Miniſters 
fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 


$ 3. 


a Die im Anhange des Regulirungsplanes projektirte Binnenentwaͤſſerung 
erfolgt auf Koſten der dabei Betheiligten innerhalb jeder Flur. Der Verband 


hat dieſelbe ebenſo wie andere Binnenentwaͤſſerungen, Bewaͤſſerungen, Damınz 


ſchuͤttungen und e welche ſich ſpaͤterhin im Meliorationsgebiete als 
erforderlich herausſtell 
der dabei Betheiligten durchzufuͤhren, nachdem der Plan dazu von dem Mini⸗ 


fter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Anhoͤrung der Intereſſen⸗ 


ten und des Vorſtandes feſtgeſtellt iſt. 


Ser: 


Dem Verbande wird für alle zur vollſtaͤndigen Ausfuͤhrung des Regu⸗ 
lirungsplanes erforderlichen Grundſtuͤcke und der damit in Verbindung ſtehen⸗ 
den Anlagen das Recht zur Expropriation verliehen. 


Insbeſondere iſt der Verband kraft dieſes Rechts befugt, gegen Entſchaͤ⸗ | 


digung zu fordern: 
1) die Abtretung und Veraͤnderung von Stauwerken und Schleuſen; 
2) den zeitweiſen Stillſtand von Muͤhlen; f 


3) die Abtretung und voruͤbergehende Ueberweiſung des zu neuen Flußbet⸗ 9 
ten, Gräben und Uferwallungen oder ſonſtigen Regulirungswerken, oder 


zur 


en moͤchten, zu vermitteln und noͤthigenfalls auf Koſten 


i 


zur Unterbringung der Erde und des Schuttes und der Baumaterialien 
erforderlichen Terrains; i 2 
4) die Entnahme von Baumaterialien an Steinen, Sand, Lehm, Raſen und 
dergleichen; N 5 | 
5) die Fortnahme von Baͤumen und Sträuchern; 5 
6) die Abtretung der durch Verlegung des Flußbettes ganz oder theilweiſe 
auf das andere Ufer kommenden Grundſtuͤcke, ſofern deren Eigenthuͤmer 
oder ſonſtigen Nutzungsberechtigten nicht auf das Recht, für die ihnen 
erwachſenden Inkonvenienzen Entſchaͤdigungen zu verlangen, verzichten. 

Die Mitglieder des Verbandes haben von ihren Grundſtuͤcken diejenige 
Flaͤche, welche zur Geradelegung der Unſtrut und deren Nebenfluͤſſe und zum 
Bau der Kanaͤle und Graben erforderlich iſt, ſoweit ohne Entſchaͤdigung ab⸗ 
treten, als der bisherige Nutzungswerth durch die ihnen zu uͤberweiſende 
Nutzung des auf den Dammdoſſirungen, Uferwaͤnden und Begangſtreifen wach⸗ 
ſenden Graſes aufgewogen wird. 

Das durch die Regulirung entbehrlich gewordene alte Flußbett wird 
Eigenthum des Verbandes; es ſteht jedoch, inſofern die Zwecke der Sozietät 
dies geſtatten, den angrenzenden Grundbeſitzern das Recht zu, daſſelbe, und 
zwar 18 der Folgezeit der Anmeldung, gegen Erlegung des Taxwerthes zu 
erwerben. N N 5 
Soweit das alte Flußbett bei den Separationen bereits vertheilt iſt, oder 
noch vertheilt wird, behaͤlt es dabei ſein Bewenden. 5 

Der Grunderwerb zu obigen Zwecken erfolgt in jeder Flur Seitens der 
dabei dort Betheiligten, und behaͤlt es bei den im Wege der Separationen 
ſchon bewirkten Terrainausweiſungen fein Bewenden. Die Nutzung des zur 
Flußregulirung ausgewieſenen Terrains darf nur ſo erfolgen, als ſie nach dem 
Ermeſſen des Vorſtandes die Vorfluth nicht behindert. Die Nutzung verbleibt 
den betheiligten Grundbeſitzern jeder Flur und ſoll zu den Koſten der Anlage 
und Unterhaltung der projektirten Strecke fuͤr Rechnung der Betheiligten jeder 
Flur verwendet werden. Im Mangel der Einigung hat der Vorſtand die 
Nutzung zu ordnen. ö 5 

Sollten die Betheiligten einer oder der anderen Flur der Anſicht ſein, 
daß ſie bei der Aufbringung der Grundentſchaͤdigung im Vergleich zu ihrer 
Veranlagung im Kataſter beeinträchtigt find, fo ſteht ihnen frei, auf eine Aus⸗ 
gleichung von Flur zu Flur nach Maaßgabe des Kataſters anzutragen; fie , 
muͤſſen aber die Koſten dieſer Ausgleichungsberechnung tragen, wenn ihre For⸗ 
derung als unbegruͤndet ſich herausſtellen ſollte. 


H. 5. 


\ 

Das Expropriationsverfahren, welches erft dann eintritt, wenn eine guͤt⸗ 
liche Einigung zwiſchen den Intereſſenten nicht erreicht wird, leitet die Staats⸗ 
Aufſichtsbehoͤrde nach den Vorſchriften des Geſetzes uͤber die Benutzung der 
Privatfluͤſſe vom 28. Februar 1843. f 

Derſelben ſteht darnach auch die Entſcheidung daruͤber Au welche Grund: 
ſtuͤcke in Anſpruch zu nehmen find, vorbehaltlich e einer Praͤkluſiv⸗ 

(Nr. 5304.) I frift 


FD ” 
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friſt von ſechs Wochen einzulegenden Rekurſes an den Miniſter fuͤr die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten. N 

Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchaͤdigung und die Regulirung 
der im H. 4. gedachten Ausgleichung erfolgt ebenfalls durch die Staats- Auf: 
ſichtsbehoͤrde, vorbehaltlich des dem Provokaten innerhalb ſechs Wochen nach 
Bekanntmachung der Entſcheidung zuſtehenden Rekurſes an das Reviſionskolle⸗ 
gium für Landeskulturſachen in Berlin ($$. 45. bis 51. des Geſetzes vom 
28. Februar 1843.) f 

Wegen Auszahlung und Verwendung der Geldverguͤtung fuͤr die der 
Expropriation unterworfenen Grundſtuͤcke kommen die in Auseinanderſetzungs⸗ 
ſachen beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen zur Anwendung. 

Die Uebergabe der Grundſtuͤcke und die Ausführung der Bauten wird 
durch die Einwendungen gegen die vorläufig feſtgeſetzte Entſchaͤdigung nicht auf⸗ 
gehalten und iſt noͤthigenfalls durch adminiſtrative Exekution von der betreffen⸗ 
den Landesbehoͤrde zu erzwingen. 


H. 6. 


Staatsbeihülfe. Der Staat gewaͤhrt dem Verbande die Koſten der erforderlichen Nivel⸗ 
f lements und der bautechniſchen Aufſtellung des Regulirungsprojektes, ſowie der 
Remuneration des Königlichen Kommiſſarius und des Königlichen Baubeamten, 
welche mit der Ausführung der Meliorgtionsanlagen von den Staatsbehoͤrden 
bebe werden. Die Huͤlfsarbeiter derſelben werden aus der Verbandskaſſe 
eſoldet. ; 


N 


 Beibvagäbers Die Koften der Regulirung und Unterhaltung der Anlagen werden von 
e 15 1175 den Genoſſen des Verbandes durch Geldbeitraͤge nach Maaßgabe des Kataſters 
zelnen hei⸗ ; 
ligten zur An⸗ (F. 11.) aufgebracht. 
aten 117 Auch die Beſitzer von Triebwerken ſind, inſoweit ihnen aus der Reguli⸗ 
Meliorations rung Vortheile erwachſen, zu einem verhaͤltnißmaͤßigen Beitrage, welcher nach 
werke. H. 12. feſtzuſtellen iſt, verpflichtet. i f 
Wenn der Vorſtand mit den Triebwerkbeſitzern eine Vereinigung uͤber 
deren Beitrag zum Umbau und zur Unterhaltung der projektirten neuen Schuͤtzen⸗ 
wehre nicht erreichen ſollte, fo bleibt es dem Vorſtande überlaffen, ſtatt des 
Umbaues der vorhandenen Ueberfallwehre beſondere Fluthſchleuſen von geringes 
rer Kapazitaͤt anzulegen. 


Die Unterhaltung der ſchon vorhandenen Bruͤcken ꝛe. verbleibt demjeni⸗ f 


en, welchem ſie bis jetzt oblag. Ein bloßer Umbau, Erweiterung oder eine 


Verlegung aͤndert nichts in der bisherigen Verpflichtung zur Unterhaltung. 
Entſteht Streit daruͤber, ob Anlagen auf Koſten des Verbandes oder von ein⸗ : 


zelnen Mitgliedern deffelben auszuführen oder zu unterhalten find, fo entſchei⸗ 
det daruͤber die Staats⸗Aufſichtsbehoͤrde. Die Entſcheidung in zweiter Inſtanz 
ſteht, mit Ausſchließung des Rechtsweges, dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten zu. . 

Die 


— . 


ge 


Die Beſchwerde gegen die erſte Entſcheidung muß binnen ſechs Wochen 
nach erfolgter Inſinuation der Entſcheidung angebracht werden. 


$ 8. 


Die Beitragspflicht ruht unabloͤslich auf den Grundſtuͤcken, iſt den oͤffent⸗ 
lichen Laſten gleich zu achten und bedarf keiner hypothekariſchen Eintragung. 


Hi; 


Die Erfuͤllung der Beitragspflicht kann von dem Vorſitzenden des Vor— 
ſtandes des Verbandes in derſelben Art, wie dies bei den oͤffentlichen Laſten 
zulaͤſſig iſt, durch Exekution erzwungen werden. Die Exekution findet auch ſtatt 
gegen Paͤchter, Nutznießer und andere Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤcks, 
vorbehaltlich des Regreſſes an den eigentlich Verpflichteten. ’ 

Bei Beſitzveraͤnderungen kann fich der Verband auch an den im Kataſter 
genannten Eigenthuͤmer ſo lange halten, bis ihm die Beſitzveraͤnderung zur Be⸗ 


richtigung des Kataſters angezeigt und ſo nachgewieſen iſt, daß auf Grund 


dieſes Nachweiſes die Berichtigung erfolgen kann. 
Bei Parzellirungen muͤſſen die Laſten des Verbandes auf die Trennſtuͤcke 
verhaͤltnißmaͤßig vertheilt werden. Auch die kleinſte Parzelle zahlt mindeſtens 
Einen Pfennig jährlich. Erg 
| H. 10. 


Die 1 0 werden durch die Ortserheber mit den landesherrlichen 


Steuern zum 1. Mai und 1. November jeden Jahres eingezogen und an die 


Verbandskaſſe abgefuͤhrt. 5 

f Von der Staats⸗Aufſichtsbehoͤrde koͤnnen bei beſonders dringenden Fällen 
auch andere Zahlungstermine auf Antrag des Vorſtandes des Verbandes feſt⸗ 
geſetzt werden. 


Nee 


In dem Kataſter ſind die betheiligten Grundſtuͤcke nach Verhaͤltniß des 
durch die Regulirung abzuwendenden Schadens und herbeizufuͤhrenden Vortheils 
in fünf Klaſſen zu theilen, von denen ein Preußiſcher Morgen 
der 11 Klaſſe mit 8. 


= 1. 8 2 6 

: III. „ 4. 
N „ IV. ** 2 

„ V.,. 5% 8 15 


N heranzuziehen iſt. 6 5 
f Der Vorſtand ſoll ermaͤchtigt ſein, auf Antrag der Bonitirungskommiſſion 


anderweite Klaſſen oder eine Veränderung ihrer Werthſaͤtze mit Genehmigung 


des Miniſters für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten feſtzuſtellen. 
(Nr. 5304.) Die 


Kataster. 


e IE 
Nr 


Die Koſten der Binnengraͤben und Bewaͤſſerun sanlagen, Dammſchuͤt⸗ 
tungen und Wegeanlagen (H. 3.), ſoweit deren Herſtellung in Verbindung mit 
der Regulirung der Unſtrut nöthig und zweckmaͤßig erſcheint, werden nach be⸗ 


ſonderen Kataſtern aufgebracht, wenn nicht eine andere Einigung ſtattfindet, 
oder bei den Separationen etwas Anderes beſtimmt iſt. a i 


K 12. 


Die Aufſtellung des Kataſters liegt dem Koͤniglichen Kommiſſarius ob; 
derſelbe hat dabei zwei von dem Vorſtande des Verbandes gewählte Sachver⸗ 
ſtaͤndige zuzuziehen, von denen die Einſchaͤtzung der betheiligten Grundſtuͤcke in 
die beſtimmten Klaſſen unter ſeiner Leitung zu bewirken iſt. 

Der Kommiſſarius kann ſich bei dem Einſchaͤtzungsgeſchaͤfte zeitweiſe durch 
den Königlichen Baubeamten oder einen Feldmeſſer vertreten laſſen. Der Vor⸗ 
ſtand iſt befugt, den Boniteuren zu ihrer Information ortskundige Perſonen 
beizuordnen. a 

5 13. 


Die Kataſter find den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern 
der außer dem Gemeindeverbande ſtehenden Guͤter extraktweiſe mitzutheilen und 
iſt zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, in 
welcher die Kataſter bei den Gemeindevorſtaͤnden oder dem Kommiſſarius ein- 
geſehen und Beſchwerden dagegen bei dem letzteren angebracht werden koͤnnen. 

f Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung 
der Beſchwerdefuͤhrer, eines Vorſtandsmitgliedes und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtaͤndigen zu unterſuchen. d 5 

Dieſe Sachverſtaͤndigen find von der Staats-Aufſichtsbehoͤrde zu ernen⸗ 
nen, und zwar hinſichtlich der Vermeſſung und des Rivellements ein vereideter 
Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, bezüglich der oͤkonomiſchen 
5 50 zwei landwirthſchaftliche Sachverſtaͤndige, denen ein Waſſerbau⸗Techni⸗ 
ker beigeordnet werden kann. A 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdefuͤhrer und 
das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate 
einverſtanden, fo wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt, anderenfalls werden 
die Akten der Staats⸗Aufſichtsbehoͤrde zur Entſcheidung tiber die Beſchwerden 
eingereicht. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſchei⸗ 
dung iſt Rekurs dagegen an den Minifter für die landwirthſchaftlichen Ange- 
legenheiten zulaͤſſig. Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koſten 
derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. f ö 
i Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Staats⸗Aufſichtsbehoͤrde ausgefer 

tigt und dem Verbandsvorſtande uͤbergeben. 5 J 

Auf Grund des Kataſters werden die Heberollen aufgeſtellt. 

Auch ſchon vor Feſtſtellung des Kataſters kann die Stagts⸗Aufſichtsbe⸗ 
hoͤrde die Einziehung von Beiträgen nach der Fläche der betheiligten Grunde 
ſtuͤcke oder nach dem Entwurfe des Kataſters, vorbehaltlich der kuͤnftigen Aus⸗ 
gleichung, anordnen. 5 i ö A 

§. 14. 


Die Feſtſtellung der Höhe des gewöhnlichen Jahresbeitrages bleibt dem 
Vorſtande vorbehalten. 
Der an iſt von dem Vorſtande zu erhöhen, ſofern die Erfüllung 
der Verbandszwecke einen größeren Aufwand erfordert. Eine Ermaͤßigung iſt 
von der Staats⸗Aufſichtsbehörde zulaͤſſig, wenn erweislich die gewöhnlichen Bei⸗ 
traͤge den vorausſichtlichen Bedarf uͤberſteigen. 


H. 15. 


Eine Berichtigung des Kataſters tritt ein: 25 
1) im Falle der Parzellirung und Beſitzveraͤnderung, 
2) Sofern fünf Prozent uͤberſteigende Fehler in der bei Aufſtellung des Ka⸗ 
taſters zum Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen werden.“ 
Ueber die Antraͤge auf Berichtigung des Kataſters aus den vorgedach⸗ 


ten Gründen entſcheidet der Vorſtand des Verbandes. 


H. 16. 


Wegen angeblicher Irrthuͤmer im Kataſter und wegen Veraͤnderung in 


der Kulturart oder im Ertragswerthe der Grundſtuͤcke kann außer den im H. 15. 


gedachten Faͤllen eine Berichtigung des Kataſters im Laufe der gewoͤhnlichen 


Verwaltung nicht gefordert, ſondern ſolche nur von der Staats⸗Auffichtsbehoͤrde 
bei erheblichen Veraͤnderungen der Grundſtuͤcke, nach vorher eingeholtem Gut⸗ 


achten des Vorſtandes, angeordnet werden. 

| Wenn fünf Jahre nach Feſtſtellung des erſten Kataſters verfloſſen ſind, 
kann auf Antrag des Vorſtandes eine allgemeine Reviſton des Kataſters von 
der Staats⸗Aufſichtsbehörde angeordnet werden; dabei iſt das fuͤr die erſte Auf⸗ 
ſtellung des Kataſters vorgeſchriebene Verfahren zu beobachten. f 


| H. 47. 


Waͤhrend der Ausfuͤhrung der Regulirung werden die Geſchaͤfte des Ver⸗ 

bandes von einem Vorſtande geleitet, welcher beſteht: f 

4) aus einem Königlichen Kommiſſarius als Vorſitzenden; 

2) aus einem Waſſerbau⸗Techniker, welche beide von dem Miniſter fuͤr die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ernannt werden; 

3) aus vier gewaͤhlten Mitgliedern des Verbandes. 
Außerdem find die Landrathe der Kreiſe Muͤhlhauſen und Langenſalza 


mit Stimmrecht, die Stellvertreter der Vorſtandsmitglieder (F. 18.), fofern fie 


neben dieſen erſcheinen, ohne Stimmrecht an den Vorſtandsſitzungen Theil zu 
nehmen berechtigt. 5 
In Fällen der Behinderung des Koͤniglichen Kommiſſarius oder des 
Waſſerbau⸗Technikers kann erſterer fi) durch einen von der Staats⸗Aufſichts⸗ 
(Fr. 5304.) i behoͤrde 


Geſchäfts⸗Ord⸗ 


nung des V. 5 


bandes. 
I. Während 


der Aus ee 


rung der Re⸗ 
gulirung. 


a. Vorſtand 


des Verbandes. 


PFW. ĩ HEERELEREEREN 


1 


behörde zu ernennenden Stellvertreter, letzterer ſich durch einen ihm zugeordne⸗ 
ten ausführenden Huͤlfstechniker (H. 6.), mit gleichen Befugniſſen, wie ihnen 
ſelbſt beigelegt ſind, vertreten laſſen. f 5 


$. 18. 


Zur Wahl der vier Mitglieder des Vorſtandes (§. 17. Nr. 3.) iſt das 
Meliorationsgebiet in vier Bezirke getheilt, von denen f 
der erſte Bezirk aus den Grundbeſitzern im Betheiligungsgebiete der Feld⸗ 
marken Muͤhlhauſen inkl. Goͤrmar, Höngeda, Bollſtedk und Seebach, 
der zweite Bezirk aus den Grundbeſitzern im Betheiligungsgebiete der Feld⸗ 
mark Altengottern, 755 
der dritte Bezirk aus den Grundbeſitzern im Betheiligungsgebiete der Feld⸗ 
mark Großengottern, 
der vierte Bezirk aus den Grundbeſitzern im Betheiligungsgebiete der Feld⸗ 
marken Thamsbruͤck, Langenſalza, Groß⸗Welsbach und Merxleben 
gebildet wird. a 


Jeder Bezirk waͤhlt ein Mitglied und einen Stellvertreter in den Vorſtand. 


§. 19. 


Zur Wahl der vier ee und ihrer Stellvertreter beruft 
der Kommiſſarius in jedem Bezirke eine Verſammlung der von den betheiligten 
Ortſchaften fuͤr die vorliegende Regulirung bereits beſtellten Deputirten und der 
dazu gehörigen Rittergutsbeſitzer. 
In dieſer Verſammlung haben 
im erſten Bezirk: a 
der Magiſtrat zu Muͤhlhauſen Eine Stimme; 
die Deputirten der betheiligten uͤbrigen Grundbeſitzer der Flur Muͤhlhau⸗ 
ſen exe. Goͤrmar Eine Stimme; g 
der Deputirte der Flurabtheilung Goͤrmar Eine Stimme; 
die beiden Ritterguͤter zu Seebach zuſammen Eine Stimme, welche al⸗ 
ternirend geführt wird von einer Wahl zur anderen; 
die Deputirten von Seebach Eine Stimme; 
die Deputirten von Hoͤngeda Eine Stimme; 
die Deputirten von Bollſtedt zwei Stimmen; i 
im zweiten Bezirk: : 
der Kammerherr von Marſchall, als Beſitzer des Neu-Marſchallſchen 
Sue und Mitbeſitzer des Marſchallſchen Gutes zu Altengottern drei 
timmen; 5 
die Gebruͤder von Marſchall als Mitbeſitzer des Marſchallſchen Gutes 
zu Altengottern Eine Stimme; 5 ö 
die Deputirten der Gemeinde Altengottern drei Stimmen; 
im dritten Bezirk: N 
jedes der neun Ritterguͤter zu Großengottern Eine Stimme; 
die Deputirten der Gemeinde Großengottern acht Stimmen; 


im 


—— 


1? 


im vierten Bezirk: 5 
die Magiftrate zu Langenſalza und Thamsbruͤck je Eine Stimme; 
die Deputirten der bekheiligten übrigen Grundbeſitzer der Langenſalzaer 
Flur Eine Stimme; 

die Deputirten der betheiligten uͤbrigen Grundbeſitzer der Flur Thams— 

bruͤck Eine Stimme; 

die Deputirten der betheiligten Grundbeſitzer der Fluren Merxleben und 

Groß⸗Welsbach Eine Stimme. 

Die Wahl der Vorſtandsmitglieder erfolgt auf die Dauer von ſechs Jah⸗ 
ren, jedoch ſcheidet die Haͤlfte alle drei Jahre aus, und zwar das erſte Mal 
nach dem Looſe, demnaͤchſt nach dem Dienſtalter. 

Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 

Waͤhlbar iſt jeder Verbandsgenoſſe, welcher den Vollbeſitz feiner buͤrger⸗ 
lichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Erkenntniß verloren hat. 

Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des 
Vorſtandes ſein. 

Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der aͤltere allein 
zugelaſſen. 

Wird in einer Ortſchaft die Neuwahl von Deputirten erforderlich, ſo 
beruft der Kommiſſarius die betheiligten Grundbeſitzer der betreffenden Ortſchaft 
zuſammen, welche die Wahl nach Stimmenmehrheit der Erſchienenen zu bewir⸗ 


ken haben. 


H. 20. 


Zu den Vorſtandsſitzungen ladet der Vorſitzende, unter Angabe der zur 
Berathung beſtimmten Gegenftände, die Vorſtandsmitglieder ein, welche in Be⸗ 
hinderungsfaͤllen gehalten ſind, die Vorladung ſofort an ihren Stellvertreter zu 
befoͤrdern. a 

Die Verſammlung iſt beſchlußfaͤhig, wenn auch nur vier Mitglieder, ein⸗ 
ſchließlich des Kommiſſarius und Waſſerbau⸗Technikers, ſich einfinden. 

Wenn zwei Mitglieder darauf antragen, muß der Vorſitzende eine Vor⸗ 
ſtandsſitzung berufen. 


9. 2. 
In der Sitzung werden die Befchlüffe nach Stimmenmehrheit gefaßt. 


Bei Stimmengleichheik giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. 
Wer bei irgend einem Gegenſtande der Berathung ein perſönliches In⸗ 


tereſſe hat, welches mit dem der Geſammtheit kollidirt, darf an derſelben nicht 


Theil nehmen. 

Beſchluͤſſe uͤber bautechniſche Gegenſtaͤnde gegen das Gutachten des Tech⸗ 
nikers ſind, wenn der Techniker oder Vorſitzende gegen die Ausführung pro⸗ 
teſtirt, nicht eher ausfuͤhrbar, bis die Staats Nuffichtehehörbe darüber Entfchei- 
dung getroffen hat. Dieſe muß demnächft zur Ausführung gebracht werden. 

Die Protokolle über die Vorſtandsſitzungen muͤſſen die Namen der an⸗ 
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weſenden Mitglieder enthalten und ſind von dem Kommiſſarius, dem Techniker 
und zwei von den uͤbrigen Vorſtandsmitgliedern zu vollziehen. 


H. 22. 


Be, Der Vorſtand hat das Beſte des Verbandes uͤberall wahrzunehmen und 
; namentlich: 
4) über die zur Erfüllung der Zwecke des Verbandes nothwendigen und 
nuͤtzlichen Einrichtungen, uͤber die Bauanſchlaͤge und die erforderlichen 
Ausgaben und uͤber außerordentliche Beitraͤge zu beſchließen; 
2) die Jahresrechnung abzunehmen und die Decharge an den Rendanten 
zu ertheilen; 
3) den Erlaß oder die Stundung von Beitraͤgen zu beſtimmen; 
8 4) die Genehmigung von Verträgen und Vergleichen, deren Gegenſtand den 
i Betrag von funfzig Thalern überfteigt, zu ertheilen, ausgenommen die 
Vertraͤge und Vergleiche der Baukommiſſion, welche bei Gegenſtaͤnden 
bis zu einem Betrage von fuͤnfhundert Thalern einer Genehmigung des 
Vorſtandes nicht bedürfen (vergl. H. 21% 
5) uͤber die Verguͤtungen für abgetretene Grundſtuͤcke und Entnahme von 
Materialien, 
6) uͤber die Geſchaͤftsanweiſung für die Beamten des Verbandes, 


7) uͤber deren Anſtellungen und Gehalt oder etwaige beſondere Remunera⸗ 


tionen, und 

8) uͤber die Benutzung der Grundſtücke und des ſonſtigen Vermögens des 
Verbandes zu beſchließen; 

9) fuͤr die Aufſtellung und Fortfuͤhrung eines Lagerbuchs uͤber die von dem 
Verbande zu unterhaltenden Graͤben und Flußſtrecken, Daͤmme, Bruͤcken, 
Schleuſen und ſonſtigen Anlagen, ſowie uͤber die Grundſtuͤcke des Ver⸗ 
bandes zu ſorgen. 


$. 23. 
Mit Ausnahme des Kommiſſarius und des Waſſerbau⸗Technikers erhält 


jedes Vorſtandsmitglied fuͤr auswärtige Termine zwei Thaler Diaͤten aus der 
Kaſſe des Verbandes, jedoch keine Reiſekoſten. Sofern jedoch ein Vorſtands— 
mitglied im Intereſſe des Verbandes außerhalb der zum Verbande gehoͤrigen 
Ortſchaften reiſen muß, erhaͤlt daſſelbe außer zwei Thalern Diaͤten noch Reiſe⸗ 
koſten von Einem Thaler pro Meile Landweg und zehn Silbergroſchen pro 


Meile Eiſenbahn. 
§. 24. 


b. Vorſſtender An der Spitze des Vorſtandes ſteht der Koͤnigliche Kommiſſarius. Er 
des Borfandes hat als Vorſitzender folgende Geſchaͤfte: RE 

' 1) er beruft den Vorftand zuſammen und beſtimmt Zeit und Ort der Sitzung; 

Y er fuͤhrt den Vorſitz in den Sitzungen; 
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3) er . 


1 3) er bereitet die Beſchluͤſſe des Vorſtandes vor und bringt dieſelben zur 

i Ausfuͤhrung; \ Wu; 

4) er führt die Verordnungen und Befchlüffe der vorgeſetzten Behörden aus; 

| 5) er hat die Grundſtuͤcke und Einkuͤnfte des Verbandes zu verwalten, die 

N Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen, die Heberollen feſtzuſtellen und 

fuͤr vollſtreckbar zu erklaͤren und das Rechnungs- und Kaſſenweſen zu 
uͤberwachen; 

6) er vertritt den Verband in Prozeſſen, ſowie uͤberhaupt nach Außen hin, 
verhandelt im Namen deſſelben mit Behoͤrden und Privatperſonen, fuͤhrt 
den Schriftwechſel und fertigt die Beſchluͤſſe und Urkunden Namens des 

Verbandes aus; 
7) er iſt befugt, Vertraͤge und Vergleiche bis zu funfzig Thalern Namens 
des Verbandes abzuſchließen; 

8) er ſorgt fuͤr die Beitreibung der Beitraͤge und Strafgelder; 

9) er beaufſichtigt die Beamten des Verbandes und kann gegen die unteren 
Beamten Ordnungsſtrafen bis zur Hoͤhe von fuͤnf Thalern feſtſetzen. 
Der Vorſitzende fuͤhrt ein Dienſtſiegel mit der Umſchrift: 

„Direktorium des Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtrut.“ 


§. 25. 


Die Ausführung der Meliorationsbauten nach dem feſtgeſtellten Reguli⸗ e. Bau- Kom⸗ 
rungsplane und den Beſchluͤſſen des Vorſtandes wird unter Kontrole des letz- miſſon. 
teren einer beſonderen ü f 

„Baukommiſſion für die Regulirung der oberen Unſtrut“ 
uͤbertragen, welche aus dem Vorſitzenden, dem Bautechniker und einem ſonſti⸗ 
gen Vorſtandsmitgliede beſteht. Das letztere wird von dem Vorſtande aus 
ſeiner Mitte gewaͤhlt, kann ſich aber fuͤr einzelne Geſchaͤfte durch das betreffende 
Lokalmitglied des Vorſtandes vertreten laſſen. 


H. 26. 


| Die Baukommiſſion faßt ihre Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit. Sie 

0 beſorgt insbeſondere auch die Erwerbung und Abſchreibung der Grundſtuͤcke, 

f 1 Ankauf zur Ausführung des feſtgeſtellten Regulirungsplanes nothwen⸗ 
dig i 5 


Sie iſt verpflichtet, im Intereſſe des Verbandes auf moͤglichſte Koften- 
erſparniß Bedacht zu nehmen und überall Alles anzuordnen und zu veranlaffen, 
was ihr zum Nutzen des Verbandes zweckdienlich erſcheint. 


§. 27. 5 


Die Verträge, welche die Baukommiſſion abſchließt, find von allen Kom⸗ 
miſſionsmitgliedern zu unterſchreiben. 
ö Vertraͤge bei Gegenſtaͤnden uͤber fuͤnfhundert Thaler beduͤrfen zu ihrer 
Guͤltigkeit der Genehmigung des Vorſtandes. 
(Nr. 5304.) 3” §. 28. 


§. 28. 


Sobald die Ausfuͤhrung der Regulirung bewirkt iſt, hoͤrt das Mandat 
der Baukommiſſion auf. 

Dieſelbe uͤbergiebt die Meliorationswerke dem Vorſtande zur ferneren 
Verwaltung. Streikigkeiten, welche bei der Uebergabe entſtehen moͤchten, ent⸗ 
ſcheidet der Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, nach Anhoͤ⸗ 
rung der Generalkommiſſion zu Merſeburg, mit Ausſchluß des Rechtsweges. 


$. 29. 


4. Rendant des Der Vorſtand akkordirt mit geeigneten Perſonen wegen Uebernahme der 
Verbandes. Rendanturgeſchaͤfte. 

Der Rendant, welcher, ſoweit dies erfordert wird, zugleich die Stelle 
eines Sekretairs zu verſehen hat, verwaltet die Kaſſe nach einer ihm vom Vor⸗ 
ſtande zu ertheilenden Inſtruktion. 

Seine Anſtellung erfolgt im Wege eines kuͤndbaren Vertrages durch den 
Vorſtand, von welchem auch uͤber die Hoͤhe des Gehalts und der Kaution die 
noͤthigen Feſtſetzungen getroffen werden. 


$. 30. 


II. Nach Aus. Nach Auflöfung der Baukommiſſion hören die Funktionen des nach H. 17. 
HE der heſtellten Kommiſſarius und Waſſerbau⸗Technikers, ſowie das Stimmrecht der 
2. Wahl und Kreis-Landrathe im Vorſtande auf. 

e Der Vorſtand beſteht demnaͤchſt: 

mitglieder, des a) aus einem Direktor als Vorſitzenden, 

Direktors Im b) aus einem Graben-Inſpektor, ; : 

Juſpektors. c) aus den gemaͤß $$. 17. und 18. gewählten vier Vorſtandsmitgliedern. 

i 5 Die sub c: gedachten Vorſtandsmitglieder wählen den Direktor und 
deſſen Stellvertreter auf zwölf Jahre. Sind die Stimmen gleich, fo entſchei⸗ 
det unter den gewählten Kandidaten die Staats-Aufſichtsbehoͤrde unbeſchadet 
ihres Rechtes, der Wahl die Beſtaͤtigung uͤberhaupt zu verſagen. 

Wegen Uebernahme der Geſchaͤfte des Graben-Inſpektors wird von dem 


Vorſtande mit einem in Ent und Bewaͤſſerungsſachen erfahrenen Sachoverſtaͤn⸗ 


digen ein Abkommen getroffen. 5 

Die Wahl des Direktors und Graben-Inſpektors bedarf der Beſtaͤtigung 
der Staats-Aufſichtsbehoͤrde. 

Wird die Beſtaͤtigung verſagt, ſo ſchreitet der Vorſtand zu einer neuen 

Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beſtaͤtigt, oder die Wahl verweigert, ſo 
ſteht der Staaks-Aufſichtsbehoͤrde die Ernennung auf ſechs Jahre zu. 
i Der Direktor wird von einem Kommiſſarius der Staats⸗Aufſichtsbehoͤrde 
in öffentlicher Sitzung des Vorſtandes vereidigt. Der Direktor verpflichtet den 
Graben-⸗Inſpektor, ſowie die übrigen Mitglieder des Vorſtandes durch Hand» 
ſchlag an Eidesſtatt. 


DIE 
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Der Wahlkommiſſarius für die Wahl der Vorſtandsmitglieder und für 
die Neuwahl der Ortſchaftsdeputirten wird nach erfolgter Aufloͤſung der Baus 
kommiſſion von der Regierung in Erfurt ernannt. 8 


H. 31. 


Der Vorſtand hat fuͤr die Beaufſichtigung und Unterhaltung der Me⸗ 
liorationsanlagen zu ſorgen und uͤberhaupt auch ferner alle diejenigen Rechte 
und Pflichten wahrzunehmen, welche ihm nach H. 22. wahrend der Regulirung 
beigelegt ſind. 

Er ſetzt feſt, welche Verbeſſerungen in den Anlagen ausgefuͤhrt wer— 
den ſollen. i 

1 Vorſtand verſammelt ſich alljaͤhrlich wenigſtens einmal innerhalb 


vier Wochen nach der Fruͤhjahrs-Grabenſchau, um die Jahresrechnung abzu⸗ 


nehmen, den Etat feſtzuſetzen und die ſonſt erforderlichen Beſchluͤſſe zu faſſen. 

Die Vorſchriften der HH. 18. und 19. wegen der Wahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder und der $$. 20. bis 23. über die Geſchaͤftsfuͤhrung des Vorſtandes 
und Remuneration der Vorſtandsmitglieder bleiben auch kuͤnftig geltend, mit 
der Maaßgabe, daß die Protokolle uͤber die Vorſtandsſitzungen vom Direktor 
und zwei Mitgliedern des Vorſtandes zu vollziehen ſind. 


$. 32. 


Der Direktor hat die im H. 24. dem Vorſitzenden des Vorſtandes auf⸗ 
erlegten Pflichten und zugeſtandenen Rechte. Ihm kommt es zu, die Zuziehung 
von Sachverftändigen zu beſonderen voruͤbergehenden Zwecken, namentlich von 
Bauverſtaͤndigen zur Reviſion oder Wiederherſtellung der vorhandenen, ſowie 
zur Ausfuͤhrung neuer Bauwerke, gegen Remuneration zu veranlaſſen. b 

Er iſt befugt, gegen die Grabenmeiſter und ſonſtigen Unterbeamten Ord⸗ 
nungsſtrafen bis zur Höhe von fünf Thalern zu verhängen und wegen der po- 
lizeilichen Uebertretungen gegen die zum Schutz der Anlagen beſtehenden oder 
noch zu erlaſſenden Verordnungen die Strafe bis zu fuͤnf Thaler Geldbuße 
oder drei Tage Gefaͤngniß vorlaͤufig feſtzuſetzen (nach dem Geſetze vom 14. Mai 
1852., Geſetz⸗Sammlung von 1852. S. 245.) ar 

Die von ihm, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Strafen fließen in die 
Kaſſe des Verbandes. 

Er ſchreibt außerdem die alljährlich zweimal, im Fruͤhjahr und Herbſte, 
abzuhaltende Schau aus und leitet dieſelbe; er zieht dabei den Graben-⸗Inſpek⸗ 
tor und die Vorſtandsmitglieder in ihren Bezirken zu, laͤßt die Rolle der Schau⸗ 
d berichtigen und haͤlt ſodann in einer Vorſtandsſitzung uͤber die Er⸗ 
gebniſſe der Schau Vortrag. 

Die Landraͤthe ſind befugt, an der Schau in ihren Kreiſen Theil zu neh⸗ 
men, und hat der Direktor ihnen die Schautage anzuzeigen. 

Ein Reglement, welches die naͤheren Anordnungen fuͤr die Schau und 
die etwa erforderlichen Strafbeſtimmungen enthaͤlt, iſt nach Anhoͤrung des Vor⸗ 
ſtandes von der Staats-Aufſichtsbehoͤrde zu erlaſſen. 

(Nr. 5304.) Die 


b. Vorſtand. 


e. Direktor. 
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Die Entſchaͤdigung des Direktors für Büreau⸗ und Reiſekoſten wird 
nach Anhoͤrung des Vorſtandes durch die Staats-Aufſichtsbehoͤrde feſtgeſetzt 
und von dieſer zur Zahlung auf die Kaſſe des Verbandes angewieſen. 


H. 33. 


ſpetto. lagen des Verbandes, ſowie über die unter Schau geftellten Binnengraͤben; er 
fertigt die Zeichnungen und Pläne, ſowie die Anſchlaͤge zu den Bauten und 
Grabenraͤumungen und leitet die Ausfuͤhrung. 
Die Grabenmeiſter (F. 35.) find ihm untergeordnet. 


§. 34. 
e. Rendant. Wegen des vom Vorſtande anzunehmenden Rendanten finden die Be⸗ 
8 ſtimmungen des §. 29. Anwendung. 
$. 35. = 
£. Grabenmeis Zur Beaufſichtigung und Beſchuͤtzung der gemeinfchaftlichen Werke und 


= Ber und fonfige der ubrigen unter Schau geftellten Anlagen werden vom Vorſtande die erfor- 

5 derlichen Grabenmeiſter oder ſonſt noͤthigen Unterbeamten auf Vorſchlag des 
Direktors nach Anhoͤrung des Graben-Inſpektors angeſtellt und deren Ge⸗ 
ſchaͤftskreiſe feſtgeſtellt. 


$. 36. 


i ER Der Verband ift dem Ober-Aufſichtsrechte des Staates unterworfen. 

ſcchts⸗Beherde Dieſes Recht wird während des Beſtehens der Baukommiſſion durch die Ges 

N neralkommiſſton zu Merſeburg, nach Auflöfung der Baukommiſſion durch die 

Regierung zu Erfurt als Landespolizeibehoͤrde, und in höherer Inſtanz von 

dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt nach 

Maaßgabe dieſes Statutes, uͤbrigens in dem Umfange und mit den Befugniſſen, 

welche geſetzlich den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. Die Staats⸗ 

Auffihrsbehörde hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Statutes 

uͤberall beobachtet, die Anlagen gut ausgefuͤhrt und ordentlich erhalten, die 

Grundſtuͤcke des Verbandes ſorgfaͤltig genutzt und die etwaigen Schulden des 

Verbandes regelmaͤßig verzinſt und im Wege der Amortiſation getilgt werden. 

Die Staats⸗Aufſichtsbehoͤrde entſcheidet uͤber alle Beſchwerden gegen die 

Beſchluͤſſe des Vorſtandes und des Direktors, ſetzt auch ihre Entſcheidungen 
noͤthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 


Die Beſchwerden an die Staats⸗Aufſichtsbehoͤrde koͤnnen nur 


beamten des Verbandes binnen zehn Tagen, 
b) gegen Beſchluͤſſe uͤber den Beitragsfuß, uͤber Erlaß und Stundung von 
a Bei⸗ 


4. Gtaben In Der Graben⸗Inſpektor führt die obere techniſche Aufficht über alle An⸗ 


a) über Straffeſtſetzungen des Vorſitzenden reſp. Direktors gegen die Unter 
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Beitraͤgen, ſowie uͤber Entſchaͤdigungen, binnen vier Wochen nach erfolg⸗ 
ter Bekanntmachung des Beſchluſſes, 
erhoben werden. 

Dieſe Beſchwerden find bei dem Vorſitzenden des Vorſtandes reſp. dem 
Direktor einzureichen, welcher ſolche, begleitet mit ſeinen Bemerkungen, unge⸗ 
ſaͤumt an die Staats⸗Aufſichtsbehoͤrde zu befördern hat. i 
Sonſtige Beſchwerden ſind an eine beſtimmte Zeit nicht gebunden. 


9. 


Die Staats⸗Aufſichtsbehoͤrde beaufſichtigt das Vermögen des Verbandes. 

Die aufzunehmenden Darlehne und Veraͤußerungen bedürfen ihrer Ge⸗ 
nehmigung. i 

Der Staatsbehoͤrde muß, damit ſie in Kenntniß von dem Gange der 
Verwaltung erhalten werde, jaͤhrlich Abſchrift des Etats, der Schau⸗ und Vor⸗ 
ſtands⸗Konferenzprotokolle und ein Finalabſchluß der Kaſſe uͤberreicht werden. 
a Die Staaks⸗Aufſichtsbehoͤrde iſt befugt, außerordentliche Reviſionen der 
Kaſſe ſowohl als der geſammten Verwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien 
zur Beiwohnung der Schau⸗ und der Vorſtands⸗Verſammlungen abzuordnen, 
eine Geſchaͤftsanweiſung fuͤr die Beamten nach Anhoͤrung des Vorſtandes zu 
ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850. über die Polizei⸗ 
verwaltung (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1850. S. 265.) die erforderlichen 
Polizeiverordnungen zu erlaſſen zum Schutze der Graͤben, Pflanzungen und 
ſonſtigen Anlagen des Verbandes. 


$. 38. 


Wenn der Vorſtand es unterläßt oder verweigert, die dem Verbande 
nach dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus⸗ 
haltungs-Etat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, fo laßt die 
Staats⸗Aufſichtsbehoͤrde, nach Anhoͤrung des Vorſtandes, die Eintragung in 
den Etat von Amtswegen bewirken, oder ſtellt beziehungsweiſe die außerordent⸗ 
liche Ausgabe feſt und verfuͤgt die Einziehung der erforderlichen Beitraͤge. Ge⸗ 
gen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die Beru⸗ 
fung an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


$. 39. 
Die Staats-Aufſichtsbehoͤrde hat darauf zu halten, daß den Beamten 
des Verbandes die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkuͤrzt zu Theil wer⸗ 


den und etwaige Beſchwerden darüber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechts— 
weges. ö 


He. 40. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes über das 
(Ir. 5804. Eigen⸗ 


15 Eigenthum von Grundstücken, über die Zuständigkeit oder den Umfang von 


Grundgerechtigkeiten und anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen, gehören 
zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 


bandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Genoſſen 


betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden, inſofern 
nicht einzelne Gegenſtaͤnde in dieſem Statute ausdruͤcklich an eine andere Be- 
hoͤrde gewieſen ſind. 
e Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Direktor angemeldet werden muß. 

Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern, welche nicht zum Vor⸗ 
ſtande gehoͤren duͤrfen, und entſcheidet nach Stimmenmehrheit. 8 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil traͤgt 


die Koſten. 


Die drei Mitglieder des Schiedsgerichts nebſt einem Stellvertreter fuͤr 
jedes Mitglied werden vom Vorſtande auf ſechs Jahre gewaͤhlt. 

Wählbar iſt jeder Preußiſche Unterthan, der die Eigenſchaft eines Ge- 
meindewaͤhlers hat; jedoch muß eines der drei Mitglieder zum hoͤheren Preußi⸗ 
ſchen Richteramte qualifizirt ſein; dieſes Mitglied führt den Vorſitz. 


H. 41. 


Allgemeine Be Abaͤnderungen dieſes Statutes koͤnnen nur unter landesherrlicher Geneh⸗ 


SCH fimmnngen, 


migung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 10. Dezember 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Simons. Gr. v. Puͤckler. 
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Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 
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